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B.
Bayerische Bauordnung

BayBO 2011/BayBO 2013

Durch das Gesetz zur �nderung der Bayerischen Bauordnung und des Bau-
kammerngesetzes vom 11.12.2012 (GVBl S. 633) ist die Bayerische Bauord-
nung (in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.8.2007 [GVBl S. 588],
zuletzt ge�ndert durch § 36 des Gesetzes vom 20.12.2011 [GVBl S. 689,
707]) in vielen Einzelheiten ge�ndert worden. Mit der nachfolgenden
synoptischen Darstellung der �nderungen mit den zugehçrigen Begr�n-
dungen aus dem Regierungsentwurf (LT-Drs. 16/13683 vom 10.9.2012)
und den �nderungsantr�gen der Regierungsfraktionen (LT-Drs. 16/13726
vom 25.9.2012, LT-Drs. 16/13931 vom 11.10.2012 und LT-Drs. 16/14664
vom 7.11.2012) soll eine erste Orientierung �ber das neue Bauordnungs-
recht gegeben werden. Bei der Gegen�berstellung des alten und des neuen
Texts sind die ge�nderten Passagen kursiv hervorgehoben. �nderungen des
Gesetzentwurfs w�hrend des Gesetzgebungsverfahrens sind durch einen serifen-
losen Schrifttypus gekennzeichnet. Die Verweisungen sind anstatt auf die im
Gesetzentwurf vorgeschlagenen Regelungen auf die Bez�ge zu den Vor-
schriften der BayBO umgestellt. Vereinzelt wurden offensichtliche Schreib-
versehen berichtigt.

Allgemeiner Teil der Gesetzesbegr�ndung
Im Oktober 2010 wurde die DIN 18040–1 „Barrierefreies Bauen – Planungs-
grundlagen – Teil 1: �ffentlich zug�ngliche Geb�ude“, im September 2011
die DIN 18040–2 „Barrierefreies Bauen – Planungsgrundlagen – Teil 2:
Wohnungen“ verçffentlicht. Dieses neue technische Regelwerk schafft eine
zeitgem�ße und sachgerechte Planungsgrundlage f�r das barrierefreie Bau-
en, die nicht nur im Interesse der Menschen mit Behinderungen, sondern
auch vor dem Hintergrund der Herausforderungen des demografischen
Wandels z�gig umgesetzt werden sollte. Die Norm soll daher so bald wie
mçglich durch Bekanntmachung des Staatsministeriums des Innern als
Technische Baubestimmung eingef�hrt* und damit als bauordnungsrecht-
liche Anforderung verbindlich werden. Eine sach- und praxisgerechte Ein-
f�hrung der Norm setzt aber vorherige Anpassungen in der Bayerischen
Bauordnung (BayBO) voraus, um f�r eine einheitliche Begrifflichkeit zu
sorgen und widerspr�chliche Regelungen zu vermeiden. Dieses Anliegen
steht im Vordergrund des vorliegenden Gesetzgebungsvorhabens.
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Der Gesetzentwurf passt die BayBO dar�ber hinaus an das neue europ�i-
sche Bauproduktenrecht an, das – anders als bisher – k�nftig durch unmit-
telbar geltende europarechtliche Vorschriften gepr�gt sein wird.

Ferner wertet der Gesetzentwurf die im Zuge der umfassenden Neu-
regelungen durch die Bauordnungsnovelle 2008 gemachten Erfahrungen
aus. Dabei ber�cksichtigt er auch die Erfahrungen anderer L�nder, die ihr
Bauordnungsrecht, ebenso wie Bayern, an der unter bayerischer Federf�h-
rung erarbeiteten Musterbauordnung (MBO 2002) ausgerichtet haben und
orientiert sich dabei auch – ohne bew�hrte bayerische Besonderheiten auf-
zugeben – an den von der Fachkommission Bauaufsicht der Bauminister-
konferenz erarbeiteten Vorschl�gen. Den Anforderungen, die sich aus
neuen Wohnformen f�r Menschen mit Pflege und Betreuungsbedarf erge-
ben, soll verst�rkt Rechnung getragen werden. Die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen f�r Maßnahmen des Klimaschutzes und die Nutzung erneuer-
barer Energien werden nochmals verbessert.

Zu den Vorschriften im Einzelnen

Art. 1 Anwendungsbereich
(1)1Dieses Gesetz gilt f�r alle bauli-
chen Anlagen und Bauprodukte.2Es
gilt auch f�r Grundst�cke sowie f�r
andere Anlagen und Einrichtungen,
an die nach diesem Gesetz oder in
Vorschriften auf Grund dieses Geset-
zes Anforderungen gestellt werden.
(2) Dieses Gesetz gilt nicht f�r
1. Anlagen des çffentlichen Verkehrs
sowie ihre Nebenanlagen, ausgenom-
men Geb�ude an Flugpl�tzen,
2. Anlagen, die der Bergaufsicht
unterliegen,
3. Rohrleitungsanlagen sowie Leitun-
gen aller Art, ausgenommen in Ge-
b�uden,
4. Kr�ne und Krananlagen,
5. Ger�ste,
6. Feuerst�tten, die nicht der Raum-
heizung oder der Brauchwassererw�r-
mung dienen, ausgenommen Gas-
Haushalts-Kochger�te.

7. Messest�nde in Messe- und Aus-
stellungsgeb�uden.
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Zu Abs. 2 Nr. 7:

Anders als z. B. Messest�nde, die im Freien auf genehmigtem Messe- und
Ausstellungsgel�nde errichtet werden und die nach Art. 57 Abs. 1 Nr. 14
Buchst. d unter bestimmten Voraussetzungen verfahrensfrei sind, sind Mes-
sest�nde, die in Geb�uden auf genehmigtem Messe- und Ausstellungs-
gel�nde errichtet werden, richtiger Ansicht nach keine baulichen Anlagen,
sondern Einrichtungsgegenst�nde, sodass der Anwendungsbereich der
BayBO nach Art. 1 Abs. 1 Satz 1 insoweit nicht erçffnet ist. Die rechtliche
Einordnung solcher Messest�nde ist indessen umstritten, wird in den
betroffenen Fachkreisen seit Langem kontrovers diskutiert und auch in der
Vollzugspraxis unterschiedlich gehandhabt. Um die erforderliche Rechts-
sicherheit zu schaffen, ist daher eine ausdr�ckliche Klarstellung durch die
Aufnahme einer neuen Nr. 7 in Art. 1 Abs. 2 angezeigt.

Art. 2 Begriffe
(1) 1Bauliche Anlagen sind mit dem
Erdboden verbundene, aus Baupro-
dukten hergestellte Anlagen. 2Orts-
feste Anlagen der Wirtschaftswerbung
(Werbeanlagen) einschließlich Auto-
maten sind bauliche Anlagen. 3Als
bauliche Anlagen gelten Anlagen, die
nach ihrem Verwendungszweck dazu
bestimmt sind, �berwiegend ortsfest
benutzt zu werden, sowie
1. Aufsch�ttungen, soweit sie nicht
unmittelbare Folge von Abgrabungen
sind,
2. Lagerpl�tze, Abstellpl�tze und
Ausstellungspl�tze,
3. Campingpl�tze und Wochenend-
pl�tze,
4. Freizeit- und Vergn�gungsparks,
5. Stellpl�tze f�r Kraftfahrzeuge.
4Anlagen sind bauliche Anlagen
sowie andere Anlagen und Einrich-
tungen im Sinn des Art. 1 Abs. 1
Satz 2.
(2) Geb�ude sind selbst�ndig benutz-
bare, �berdeckte bauliche Anlagen,
die von Menschen betreten werden
kçnnen.
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(3) 1Geb�ude werden in folgende Ge-
b�udeklassen eingeteilt:
1. Geb�udeklasse 1:
a) freistehende Geb�ude mit einer
Hçhe bis zu 7 m und nicht mehr als
zwei Nutzungseinheiten von ins-
gesamt nicht mehr als 400 m2 und
b) land- oder forstwirtschaftlich ge-
nutzte Geb�ude,
2. Geb�udeklasse 2:
Geb�ude mit einer Hçhe bis zu 7 m
und nicht mehr als zwei Nutzungs-
einheiten von insgesamt nicht mehr
als 400 m2,
3. Geb�udeklasse 3:
sonstige Geb�ude mit einer Hçhe bis
zu 7 m,
4. Geb�udeklasse 4:
Geb�ude mit einer Hçhe bis zu 13 m
und Nutzungseinheiten mit jeweils
nicht mehr als 400 m2,
5. Geb�udeklasse 5:
sonstige Geb�ude einschließlich
unterirdischer Geb�ude.
2Hçhe im Sinn des Satzes 1 ist das
Maß der Fußbodenoberkante des
hçchstgelegenen Geschosses, in dem
ein Aufenthaltsraum mçglich ist,
�ber der Gel�ndeoberfl�che im Mittel.
3Bei der Berechnung der Fl�chen
nach Satz 1 bleiben die Fl�chen im
Kellergeschoss außer Betracht.
(4) Sonderbauten sind Anlagen und
R�ume besonderer Art oder Nutzung,
die einen der nachfolgenden Tat-
best�nde erf�llen:
1. Hochh�user (Geb�ude mit einer
Hçhe nach Abs. 3 Satz 2 von mehr
als 22 m),
2. bauliche Anlagen mit einer Hçhe
von mehr als 30 m,
3. Geb�ude mit mehr als 1600 m2 Fl�-
che des Geschosses mit der grçßten
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Ausdehnung, ausgenommen Wohn-
geb�ude und Garagen,
4. Verkaufsst�tten, deren Verkaufs-
r�ume und Ladenstraßen eine Fl�che
von insgesamt mehr als 800 m2 haben,
5. Geb�ude mit R�umen, die einer
B�ro- oder Verwaltungsnutzung die-
nen und einzeln mehr als 400 m2

haben,
6. Geb�ude mit R�umen, die einzeln
f�r eine Nutzung durch mehr als 100
Personen bestimmt sind,
7. Versammlungsst�tten
a) mit Versammlungsr�umen, die ins-
gesamt mehr als 200 Besucher fassen,
wenn diese Versammlungsr�ume
gemeinsame Rettungswege haben,
b) im Freien mit Szenenfl�chen und
Freisportanlagen, deren Besucher-
bereich jeweils mehr als 1000 Besu-
cher fasst und ganz oder teilweise
aus baulichen Anlagen besteht,

b) im Freien mit Szenenfl�chen sowie
Freisportanlagen jeweils mit Trib�-
nen, die keine fliegenden Bauten sind
und insgesamt mehr als 1000 Besu-
cher fassen,

8. Gastst�tten mit mehr als 40 Gast-
pl�tzen in Geb�uden, Beherbergungs-
st�tten mit mehr als zwçlf Betten und
Spielhallen mit mehr als 150 m2,

8. Gastst�tten mit mehr als 40 Gast-
pl�tzen in Geb�uden oder mehr als
1000 Gastpl�tzen im Freien, Beher-
bergungsst�tten mit mehr als zwçlf
Betten und Spielhallen mit mehr als
150 m2,
9. Geb�ude mit Nutzungseinheiten
zum Zweck der Pflege oder Betreuung
von Personen mit Pflegebed�rftigkeit
oder Behinderung, deren Selbstret-
tungsf�higkeit eingeschr�nkt ist,
wenn die Nutzungseinheiten
a) einzeln f�r mehr als sechs Per-
sonen bestimmt sind,
b) f�r Personen mit Intensivpflegebe-
darf bestimmt sind,
c) einen gemeinsamen Rettungsweg
haben und f�r insgesamt mehr als
zwçlf Personen bestimmt sind,

9. Krankenh�user, Heime oder sons-
tige Einrichtungen zur Unterbringung
oder Pflege von Personen,

10. Krankenh�user,
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11. sonstige Einrichtungen zur Unter-
bringung von Personen sowie Wohn-
heime,

10. Tageseinrichtungen f�r Kinder,
behinderte und alte Menschen,

12. Tageseinrichtungen f�r mehr als
zehn Kinder sowie Menschen mit
Behinderung und alte Menschen,

11. Schulen, Hochschulen und �hn-
liche Einrichtungen,

13. Schulen, Hochschulen und �hn-
liche Einrichtungen,

12. Justizvollzuganstalten und bauli-
che Anlagen f�r den Maßregelvollzug,

14. Justizvollzugsanstalten und bauli-
che Anlagen f�r den Maßregelvollzug,

13. Camping- und Wochenendpl�tze, 15. Camping- und Wochenendpl�tze,
14. Freizeit- und Vergn�gungsparks, 16. Freizeit- und Vergn�gungsparks,
15. fliegende Bauten, soweit sie einer
Ausf�hrungsgenehmigung bed�rfen,
sowie Fahrgesch�fte, die keine flie-
genden Bauten und nicht verfahrens-
frei sind,

17. fliegende Bauten, soweit sie einer
Ausf�hrungsgenehmigung bed�rfen,
sowie Fahrgesch�fte, die keine flie-
genden Bauten und nicht verfahrens-
frei sind,

16. Regale mit einer Oberkante Lager-
hçhe von mehr als 7,50 m,

18. Regale mit einer Oberkante Lager-
hçhe von mehr als 7,50 m,

17. bauliche Anlagen, deren Nutzung
durch Umgang mit oder Lagerung von
Stoffen mit Explosions- oder erhçhter
Brandgefahr verbunden ist,

19. bauliche Anlagen, deren Nutzung
durch Umgang mit oder Lagerung von
Stoffen mit Explosions- oder erhçhter
Brandgefahr verbunden ist,

18. Anlagen und R�ume, die in den
Nrn. 1 bis 17 nicht aufgef�hrt und
deren Art oder Nutzung mit vergleich-
baren Gefahren verbunden sind.

20. Anlagen und R�ume, die in den
Nrn. 1 bis 19 nicht aufgef�hrt und
deren Art oder Nutzung mit ver-
gleichbaren Gefahren verbunden
sind, ausgenommen Wohngeb�ude,
die keine Hochh�user sind.

(5) Aufenthaltsr�ume sind R�ume, die
zum nicht nur vor�bergehenden Auf-
enthalt von Menschen bestimmt oder
geeignet sind.
(6) Fl�chen von Geb�uden, Geschos-
sen, Nutzungseinheiten und R�umen
sind als Brutto-Grundfl�chen zu ermit-
teln, soweit nichts anderes geregelt ist.
(7) 1Geschosse sind oberirdische Ge-
schosse, wenn ihre Deckenkanten im
Mittel mehr als 1,40 m �ber die
Gel�ndeoberfl�che hinausragen; im
�brigen sind sie Kellergeschosse.
2Hohlr�ume zwischen der obersten
Decke und der Bedachung, in denen
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Aufenthaltsr�ume nicht mçglich
sind, sind keine Geschosse.
(8) 1Stellpl�tze sind Fl�chen, die dem
Abstellen von Kraftfahrzeugen außer-
halb der çffentlichen Verkehrsfl�che
dienen. 2Garagen sind Geb�ude oder
Geb�udeteile zum Abstellen von
Kraftfahrzeugen. 3Ausstellungs-, Ver-
kaufs-, Werk- und Lagerr�ume f�r
Kraftfahrzeuge sind keine Stellpl�tze
oder Garagen.
(9) Feuerst�tten sind in oder an
Geb�uden ortsfest benutzte Anlagen,
die dazu bestimmt sind, durch Ver-
brennung W�rme zu erzeugen.

(10) Barrierefrei sind bauliche Anla-
gen, soweit sie f�r Menschen mit
Behinderung in der allgemein �bli-
chen Weise, ohne besondere Er-
schwernis und grunds�tzlich ohne
fremde Hilfe zug�nglich und nutzbar
sind.

(10) Bauprodukte sind (11) Bauprodukte sind
1. Baustoffe, Bauteile und Anlagen,
die hergestellt werden, um dauerhaft
in bauliche Anlagen eingebaut zu
werden,

1. Baustoffe, Bauteile und Anlagen,
die hergestellt werden, um dauerhaft
in bauliche Anlagen eingebaut zu
werden,

2. aus Baustoffen und Bauteilen vor-
gefertigte Anlagen, die hergestellt
werden, um mit dem Erdboden ver-
bunden zu werden, wie Fertigh�user,
Fertiggaragen und Silos.

2. aus Baustoffen und Bauteilen vor-
gefertigte Anlagen, die hergestellt
werden, um mit dem Erdboden ver-
bunden zu werden, wie Fertigh�user,
Fertiggaragen und Silos.

(11) Bauart ist das Zusammenf�gen
von Bauprodukten zu baulichen An-
lagen oder Teilen von baulichen Anla-
gen.

(12) Bauart ist das Zusammenf�gen
von Bauprodukten zu baulichen An-
lagen oder Teilen von baulichen Anla-
gen.

Zu Abs. 4 Nr. 7 Buchst. b:

Die bisherige Regelung hinsichtlich Versammlungsst�tten im Freien mit
Szenenfl�chen bedarf der Konkretisierung. Die Abgrenzung zwischen „Ver-
anstaltungen im Freien“ und „Versammlungsst�tten im Freien“ hat zu
Schwierigkeiten gef�hrt. Typische Versammlungsst�tten im Freien sind
Freilichttheater, Anlagen f�r den Rennsport oder Reitbahnen sowie Sport-
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stadien – also ortsfeste, auf Dauer angelegte Anlagen mit trib�nenartiger
Anordnung der Besucherbereiche. Das Vorhandensein von Szenenfl�chen
und Trib�nen (bei Freisportanlagen Trib�nen f�r Zuschauer) und deren
Verkoppelung mit dem dauerhaften Nutzungszweck der Anlage sind
Voraussetzungen daf�r, unter die Regelung zu fallen. Tempor�re Veranstal-
tungen wie Musikfestivals auf Freifl�chen werden nicht erfasst. Werden bei
solchen Veranstaltungen Trib�nen (und B�hnen) aufgestellt, handelt es
sich um Fliegende Bauten; die Genehmigung Fliegender Bauten regelt
Art. 72. Der Anwendungsbereich der Versammlungsst�ttenverordnung
(VSt�ttV) wird entsprechend angepasst.*

Zu Abs. 4 Nr. 8:

Durch die Aufnahme von Schank- und Speisegastst�tten mit mehr als
1.000 Sitzpl�tzen im Freien wird klargestellt, dass auch (bisher unter den
Auffangtatbestand des Art. 2 Abs. 4 Nr. 18 a. F. eingeordnete) große Bierg�r-
ten als Sonderbauten zu qualifizieren sind, sodass die Bauaufsichtsbehçrde
die Mçglichkeit hat, auf der Grundlage von Art. 54 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 1
besondere Anforderungen zu stellen. Die Schwelle von 1.000 Sitzpl�tzen
lehnt sich an den Grenzwert f�r Versammlungsst�tten im Freien nach Art. 2
Abs. 4 Nr. 7 Buchst. b an.

Zu Abs. 4 Nrn. 9 bis 12:

Nr. 9 definiert bestimmte Geb�ude mit Nutzungseinheiten als Sonderbau-
ten, wenn sie dem Zweck dienen, dass in ihnen Personen mit Pflegebed�rf-
tigkeit oder Behinderung gepflegt oder betreut werden. Damit wird erreicht,
dass bei der Neuerrichtung solcher Geb�ude, aber auch bei �nderungen
und/oder Nutzungs�nderungen bestehender Geb�ude, die zur Anwendbar-
keit der Nr. 9 f�hren, ein Baugenehmigungsverfahren nach Art. 60 durch-
zuf�hren ist, in dessen Rahmen auch eine umfassende Pr�fung des Bauord-
nungsrechts (Art. 60 Satz 1 Nr. 2) und damit insbesondere auch des
Brandschutzes erfolgt, dessen Nachweis entweder durch die Bauaufsichts-
behçrde zu pr�fen oder durch einen Pr�fsachverst�ndigen f�r Brandschutz
zu bescheinigen ist (Art. 62 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1).

Nutzungseinheiten zum Zweck der Pflege oder Betreuung m�ssen dieser
Nutzung ausdr�cklich – sei es bei der Neuerrichtung eines Geb�udes, sei es
im Wege der Nutzungs�nderung – gewidmet sein. Daher wird z. B. eine
Wohnung, in der aufgrund eines Unfalls nun pflegebed�rftig gewordene
Ehepartner weiter leben, nicht zum Sonderbau. Ferner werden Wohnungen
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nicht bereits dadurch zum Sonderbau, dass sie – z. B. aufgrund der Anfor-
derung des Art. 48 Abs. 1 – barrierefrei erreichbar und in bestimmtem
Umfang auch barrierefrei nutzbar sind. Maßgeblich f�r das Tatbestands-
merkmal des Sonderbaus nach Nr. 9 ist die ausdr�ckliche Bestimmung
zum Zweck der Pflege oder Betreuung. Die Tatbestandsmerkmale Pflegebe-
d�rftigkeit oder Betreuung setzen voraus, dass die Personen auf mindestens
ambulante Pflege- oder Betreuungsdienstleistungen angewiesen sind.

Nutzungseinheiten zum Zweck der Pflege oder Betreuung von Personen
mit Pflegebed�rftigkeit oder Behinderung fallen nur dann in den Anwen-
dungsbereich der Nr. 9, wenn deren Selbstrettungsf�higkeit eingeschr�nkt
ist. Damit werden beispielsweise betreute Wohngruppen f�r Menschen mit
seelischer Behinderung, deren Selbstrettungsf�higkeit unterstellt werden
kann, vom Anwendungsbereich der Nr. 9 ausgenommen.

Der Begriff „Heime“, der in der Aufz�hlung der bisherigen Nr. 9 noch ent-
halten war, wurde gestrichen, weil er in den Nachfolgeregelungen zum fr�-
heren Heimrecht nicht mehr verwendet wird (vgl. auch Art. 2 Abs. 1 Satz 1
des Gesetzes zur Regelung der Pflege-, Betreuungs- und Wohnqualit�t im
Alter und bei Behinderung – Pflege- und Wohnqualit�tsgesetz [PfleWoqG]
vom 08.07.2008, GVBl S. 346). Diese Einrichtungen fallen aber weiterhin in
den Anwendungsbereich der Nr. 9. Dabei ist zu ber�cksichtigen, dass sta-
tion�re Einrichtungen, die insbesondere dem Zweck dienen, pflegebed�rf-
tige Vollj�hrige aufzunehmen, f�r die Bewohnerinnen und Bewohner die
h�usliche Umgebung – und damit auch privaten Wohnraum – darstellen.

Die Buchstaben a bis c beschreiben drei alternativ nebeneinander ste-
hende Unterf�lle des Sonderbautatbestands der Nr. 9:

Nach Buchst. a werden Nutzungseinheiten ab sieben Personen mit Pfle-
gebed�rftigkeit oder Behinderung zu Sonderbauten, weil ab dieser Per-
sonenzahl ein Gefahrenpotenzial besteht, welches im Baugenehmigungs-
verfahren nach Art. 60 einer Einzelfallbeurteilung unterzogen werden
muss. Bei bis zu sechs Personen ist weder die Einstufung in die Kategorie
Sonderbau noch eine Nutzungs�nderung anzunehmen. Die Sonderbau-
eigenschaft entsteht auch nur, wenn die Nutzungseinheiten einzeln den
Schwellenwert (mehr als sechs Personen) erreichen. „Einzeln“ ist eine Nut-
zungseinheit, wenn sie baulich und organisatorisch eigenst�ndig ist.

Nach Buchst. b ist der Sonderbautatbestand immer erf�llt, wenn Einrich-
tungen oder Wohnungen �ber die allgemeine Zweckbestimmung zur Pflege
oder Betreuung hinaus darauf ausgerichtet sind, dem besonderen Zweck zu
dienen, Personen mit Intensivpflegebedarf aufzunehmen, z. B. Menschen
mit apallischem Syndrom („Wachkoma“) oder mit Beatmungsbedarf. Auf
die Personenzahl in der Nutzungseinheit kommt es in diesen F�llen nicht an.

Nach Buchst. c ist der Sonderbautatbestand immer erf�llt, wenn 13 oder
mehr Personen, die in Nutzungseinheiten zum Zweck der Pflege oder
Betreuung von Personen leben, einen gemeinsamen Rettungsweg haben.
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Hierbei sind nur die Personen anzurechnen, die gepflegt oder betreut wer-
den. So sind insbesondere Pfleger und Betreuer nicht hinzuzurechnen.
Sinn dieser Regelung ist, dass die Zahl der Personen, die sich im Gefahren-
fall nicht selbst retten kçnnen, sondern auch auf die Hilfe der Einsatzkr�fte
der Feuerwehr angewiesen sind, begrenzt wird, soweit nicht im Baugeneh-
migungsverfahren die Genehmigungsf�higkeit der Nutzung festgestellt
wird. Bei der Beurteilung, ob der Sonderbautatbestand des Buchst. c erf�llt
ist, sind lediglich diejenigen Nutzungseinheiten zu betrachten, die auf
einen gemeinsamen baulichen Rettungsweg angewiesen sind. Erdgeschoss-
wohnungen, die �ber einen eigenen Ausgang unmittelbar ins Freie ver-
f�gen, kçnnen deshalb unber�cksichtigt bleiben.

Bei der Ermessensaus�bung der unteren Bauaufsichtsbehçrden nach
Art. 54 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 1 wird u. a. zu beachten sein, dass weiterge-
hende Anforderungen nur f�r die Nutzungseinheiten nach Nr. 9 und deren
Rettungswege, nicht aber f�r andere Geb�udeteile ohne Sonderbaunutzung
gestellt werden kçnnen.

Das Staatsministerium des Innern wird im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium f�r Arbeit und Sozialordnung, Familien und Frauen f�r
Nutzungseinheiten nach Nr. 9, in denen einzeln nicht mehr als zwçlf Per-
sonen leben, eine ermessenssteuernde Verwaltungsvorschrift erlassen. Ziel
dieser Richtlinie ist es, insbesondere f�r neue Wohnformen f�r Menschen
mit Pflege- oder Betreuungsbedarf (u. a. ambulant betreute Wohngemein-
schaften und betreute Wohngruppen) ein angemessenes Schutzniveau zu
definieren, das den Zielen eines selbstbestimmten Wohnens Rechnung
tr�gt. Soweit die Richtlinie nichts anderes regelt, gen�gen die Anforderun-
gen, die die BayBO an Wohnungen und Wohngeb�ude stellt. Soweit in
bestehenden Wohnungen Nutzungseinheiten im Sinn der geplanten Richt-
linie eingerichtet werden, sind in der Regel keine Anforderungen an Bau-
teile zu stellen, die �ber die Anforderungen der Richtlinie hinausgehen. In
den F�llen der Buchstaben a und b soll die Personenrettung haupts�chlich
dadurch unterst�tzt werden, dass die Bewohner ausreichend lange in
einem sicheren Bereich verbleiben oder einen sicheren Bereich aufsuchen
kçnnen. Daf�r sollen alternativ zwei brandschutztechnisch getrennte Berei-
che oder die Schlafr�ume als brandschutztechnisch voneinander getrennte
Zellen ausgebildet werden. Eine Bereichs- oder Zellenbildung ist dort nicht
erforderlich, wo in jedem Geschoss ein zweiter jedem Bewohner zug�ng-
licher Ausgang unmittelbar ins Freie vorhanden oder in Geb�uden der
Geb�udeklassen 1 und 2 ein zweiter baulicher Rettungsweg ausgebildet ist.

Werden Bereiche oder Zellen ausgebildet, ist bei Nutzungseinheiten nach
Buchst. a ein zweiter baulicher Rettungsweg nicht erforderlich, bei Nut-
zungseinheiten nach Buchst. b nur bei mehr als sechs Personen. In den F�l-
len nach Buchst. c werden Bedenken wegen der Personenrettung nach
Art. 31 Abs. 3 Satz 2 bis 24 Personen in der Regel nicht angenommen und
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